
1968 
Politisierter 
Generationenprotest  
auch in Ulm

Auch in Ulm gehen Schüler und Studenten auf die Barrikaden 
gegen Vietnamkrieg, Notstandsgesetze und neonazistische  
Tendenzen. Bei den Wahlen 1968 erzielt die NPD in Baden- 
Württemberg mit knapp zehn Prozent ihren größten Wahlerfolg 
in der Geschichte der Bundesrepublik. Als die rechtsextreme  
Partei im November 1967 zu einer Großveranstaltung in der  
Donauhalle einlädt, demonstrieren tausende – vor allem  
jüngere – Ulmer dagegen. Zu dieser ersten Protestaktion  
haben Pfarrer und Gewerkschafter, Kriegsdienstverweigerer  
und Intellektuelle aufgerufen. 



Die Notstandsgesetze wurden seit 1958 geplant 
und nach heftigen Debatten in Parlament und  
Öffentlichkeit 1968 von der Großen Koalition er- 
lassen. Per Grundgesetzänderung werden die  
Befugnisse der Staatsgewalt bei Notlagen ausge-
weitet und die Grundrechte in Krisenzeiten  
eingeschränkt. Ulmer Bürger, Studentengruppen 
und Gewerkschaften sehen die junge Demokratie 
durch die Notstandsgesetze gefährdet und be-
fürchten einen neuen autoritären Staat. Sie  
erinnern an das Jahr 1933, als Hitler den Rechts-
staat durch Notstandsverordnungen aushebelte. 
Das Flugblatt wird von vielen kritischen Ulmer  
Intellektuellen unterzeichnet.

Ulmer Protestflugblatt gegen die  
geplanten Notstandsgesetze, 1963



1968 Politisierter Generationenprotest auch in Ulm

Bundesweit ruft die „Außerparlamentarische  
Opposition“ (APO) zu Massenkundgebungen  
gegen die Verabschiedung der Gesetze auf.  
Der Protest der politisierten Schüler und Studenten 
hilft aber nichts. Die Grundgesetzänderung wird 
am 30.5.1968 im Bundestag mit einer Zweidrittel-
Mehrheit angenommen. 

Demonstration 
gegen die Notstandsgesetze 
am 29.5.1968 in Ulm



Bilder einer Schülerdemonstration gegen  
die Notstandsgesetze, 29.5.1968.  
Kontaktabzug des Fotografen Simon Resch. 



1968 Politisierter Generationenprotest auch in Ulm

oben links NPD-Ordner (weiße Binde) bringen  
am Eingang der Ulmer Donauhalle den Gegen- 
demonstranten Heinz Kopp zu Fall, 15.11.1967
oben rechts Plakat bei der Anti-NPD-Demonstra- 
tion vor der Donauhalle, 15.11.1967
Mitte Verkennt nicht die Gefahr der NPD,  
Ulmer Straßengraffiti, 1.9.1966 
unten Kurznotiz zur Anti-NPD-Demonstration  
in der SDZ, 16.11.1967

Protest gegen die  
NPD-Versammlung in der  
Ulmer Donauhalle, 1967



Seit den frühen 1960er Jahren demonstrieren  
Friedensaktivisten auch in Ulm gegen Wieder-
bewaffnung und Atomwaffen. Besonders  
aufgeladen ist die Stimmung im Jahr 1968:  
Wenige Tage vor dem Ostermarsch wurden  
der amerikanische Bürger-rechtler Martin Luther 
King ermordet und der Berliner Studentenführer 
Rudi Dutschke bei einem Mordanschlag lebens-
gefährlich verletzt. Der Berliner Student Benno 
Ohnesorg war im Sommer 1967 bei einer  
Demonstration von einem Polizisten erschossen 
worden. 

Die junge Generation lädt zum  
Gespräch. Ankündigung einer  
Diskussionsveranstaltung  
im Schuhhaussaal, 26.3.1968 

Ostermarsch in Ulm, 
Mitte April 1968



Auf dem Weinhof treffen sich Ulmer 
Demonstranten am 21. April 1969, 
um mit einem Protestzug durch die 
Innenstadt vor das damalige griechi-
sche Konsulat am Galgenberg zu 
ziehen. Dort fordern die mehr als 
100 Jugendlichen den Rücktritt des 
amtierenden Konsuls Artur Roth. 
Sie klagen ihn als Vertreter der 
griechischen Militärdiktatur massiver 
Menschenrechtsverletzungen an 
und nehmen dabei dezidiert Bezug 
auf die deutsche Geschichte. 

Länger als zehn Minuten blockieren 
die Demonstranten mit einem „Sit-in“ 
vor dem Ulmer Hauptbahnhof den 
Feierabendverkehr. Es kommt zu Hup-
konzerten und Handgreiflichkeiten 
zwischen Verkehrsteilnehmern und 
Demonstranten.

Sitzblockade vor dem 
Hauptbahnhof, 21.4.1969

Aufruf zur Demonstration 
gegen die griechische 
Militärdiktatur, 21.4.1969

1968 Politisierter Generationenprotest auch in Ulm

Die Presse berichtet über die Eskala-
tion der Demonstration vor dem 
griechischen Konsulat. Die Aktion 
wird auch Gegenstand einer Sitzung 
im Ulmer Gemeinderat, wo gegen-
über der APO und ihren Wortführern, 
dem Kriegsgegner Heinz Kopp sowie 
dem Schüler Klaus Funke („Unab-
hängiger Sozialistischer Schülerbund“) 
teilweise blanke Ablehnung, teilweise 
aber auch vorsichtiges Verständnis 
geäußert wird.

Südwest Presse, 
22.4.1969



Im Frühjahr 1969 sprühen Unbekannte mehrfach anti-
militaristische und antifaschistische Parolen auf das  
Artilleriedenkmal am Unteren Kuhberg. Offen wie nie 
zuvor kritisieren sie damit militärische Traditionslinien. 
Dabei prangern sie auch den in Ulm hoch angesehenen 
Generalleutnant des II. Korps, Karl Wilhelm Thilo an, der 
im Zweiten Weltkrieg in Kriegsverbrechen involviert war. 
Argumentativ erfahren die Denkmalstürmer Unterstüt-
zung aus dem kleinen Kreis älterer Kritiker am gängigen 
Umgang mit der NS-Vergangenheit, in der Bevölkerung 
stößt die Aktion jedoch auf große Ablehnung.

Graffiti am Kriegerdenkmal 
an der Kreuzung Karlstraße/
Stuttgarter Straße,  
März 1969

Südwest Presse,  
30.4.1969


